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Anfrage Deplazes  

 

betreffend "Baukartell in Graubünden?" 

 

Antwort der Regierung 

 

Das Sekretariat der Wettbewerbskommission (WEKO) hat am 30. Oktober 2012 auf-

grund vermuteter Submissionsabsprachen im Kanton Graubünden eine Untersu-

chung gegen insgesamt 17 einheimische Bauunternehmungen, gegen den Grau-

bündnerischen Baumeisterverband sowie gegen eine nicht genannte Anzahl von In-

genieurbüros eröffnet. Die letztlich aus administrativen Gründen in zehn Einzelver-

fahren gegliederten Untersuchungen wurden von der WEKO im Mai 2013 auf acht 

zusätzliche Baufirmen und im November 2015 nochmals auf 21 weitere, teils ausser-

kantonale Unternehmen ausgeweitet. Dabei stehen zwei Untersuchungsgegenstän-

de im Vordergrund: Hoch- und Tiefbau im Unterengadin und Münstertal sowie Stras-

senbau auf dem ganzen Kantonsgebiet. Ein erster Entscheid das Münstertal betref-

fend wurde im Juli 2017 den Verfahrensparteien eröffnet. Der Medienmitteilung der 

WEKO zufolge haben die lokalen Baufirmen zwischen den Jahren 2004 und 2012 

über 100 Hoch- und Tiefbauausschreibungen von öffentlichen als auch privaten 

Bauherrschaften manipuliert. Auf Sanktionen wurde aufgrund des Kooperationsver-

haltens der involvierten Unternehmen verzichtet. Mit weiteren Entscheiden rechnet 

die WEKO in diesem Herbst. 

 

Zu den konkreten Fragen: 

 

1. Bei allen Untersuchungen ist der Kanton nicht Verfahrenspartei. Vom genauen In-

halt des WEKO-Entscheids vom 10. Juli 2017 hat die Regierung deshalb keine 

Kenntnis, da aufgrund der Kronzeugenregelung im Kartellrecht selbst für die öffentli-

che Hand zusätzliche Sachverhaltsinformationen nicht ohne Weiteres erhältlich sind. 

Zur Überprüfung der Betroffenheit des Kantons hat das Bau-, Verkehrs- und Forst-

departement (BVFD) deshalb am 14. Juli 2017 ein Gesuch um Einsicht in die Verfü-

gung der WEKO betreffend das Verfahren "Hoch- und Tiefbauleistungen Münstertal" 

gestellt. Bis dato wurde dem Kanton noch kein Einblick gewährt (Stand 26. Septem-

ber 2017). 
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2. Die Sensibilisierung der Öffentlichkeit zum Thema der volkswirtschaftlich schädli-

chen Wettbewerbsabsprachen ist dem Kanton ein wichtiges Anliegen. Er wird des-

halb zu gegebener Zeit in angemessener Form über die gewonnenen Erkenntnisse 

bezüglich der Kartellverfahren im Kanton Graubünden informieren. Unabhängig hier-

von bleibt es potentiell betroffenen Gemeinden freigestellt, bei der WEKO ebenfalls 

Akteneinsicht zu verlangen. 

 

3./4. Der Kanton wird nach gewährter Einsicht in die Verfahrensakten die daraus ab-

leitbaren submissions-, zivil- und allenfalls strafrechtlichen Rechtsbehelfe prüfen. 

Konkretere Aussagen sind im jetzigen Zeitpunkt allerdings noch nicht möglich. 

 

5. Dem Kanton liegen derzeit keine Anhaltspunkte vor, dass es bei kantonalen Bau-

projekten in der Stadt Chur zu Preisabsprachen gekommen ist. 

 

6./7. Der Kanton hat nach der Eröffnung der WEKO-Untersuchung die Vergabepro-

zesse seiner Fachstellen, die Bauleistungen beschaffen, umfassend analysiert und 

als Folge davon Optimierungen in seinem Beschaffungsverfahren bereits umgesetzt. 

Diese Anpassungen im Vergabeprozess ermöglichen es, Submissionsabsprachen zu 

erschweren bzw. rascher erkennen zu können. So arbeiten die kantonalen Baube-

schaffungsstellen seit Anfang 2015 bei jedem Bauprojekt mit einer einschlägigen 

Checkliste. Zudem wurde für die Mitarbeitenden, die mit Beschaffungen betraut sind, 

ein Verhaltenskodex erlassen. Gleichzeitig wurde beim BVFD eine Anlaufstelle für 

Meldungen von Submissionsabsprachen sowie für die Entgegennahme von Korrupti-

onshinweisen eingerichtet. Die eingegangenen Hinweise werden vertraulich behan-

delt. Darüber hinaus thematisiert das BVFD im Rahmen der internen Weiterbildung 

seit Jahren die Problematik der Preisabsprachen.  

 

Nach Kenntnis der in Aussicht gestellten WEKO-Entscheide wird der Kanton erneut 

analysieren, ob zusätzlich zu den bereits angepassten Vergabeprozessen weitere 

Massnahmen erforderlich sind. 
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